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lingen in Asylländern betroffenen Umwelt und Infrastruktur
bereitzustellen; 

24. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, im Geiste der internationalen Solidarität und der La-
stenteilung die Flüchtlingsprogramme des Amtes des Hohen
Kommissars auch weiterhin großzügig zu finanzieren und un-
ter Berücksichtigung des unter anderem auf Grund der Rück-
führungsmöglichkeiten stark angestiegenen Bedarfs der Pro-
gramme in Afrika dafür zu sorgen, dass Afrika einen fairen und
ausgewogenen Anteil an den für Flüchtlinge bestimmten Res-
sourcen erhält;

25. legt dem Amt des Hohen Kommissars und den inter-
essierten Staaten nahe, seit langem bestehende Flüchtlingssi-
tuationen zu ermitteln, die sich für eine Lösung durch die Aus-
arbeitung konkreter, multilateraler, umfassender und prakti-
scher Ansätze zur Überwindung solcher Flüchtlingssituatio-
nen eignen, namentlich durch die Verbesserung der internatio-
nalen Lasten- und Aufgabenteilung und der Verwirklichung
von Dauerlösungen innerhalb eines multilateralen Kontexts; 

26. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die steigende Zahl
der Binnenvertriebenen in Afrika, fordert die Staaten auf,
durch konkrete Maßnahmen der Binnenvertreibung vorzubeu-
gen und den Binnenvertriebenen den Schutz und die Hilfe zu
gewähren, die sie benötigen, verweist in diesem Zusammen-
hang auf die Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen30,
nimmt Kenntnis von den derzeitigen Tätigkeiten des Amtes
des Hohen Kommissars im Zusammenhang mit dem Schutz
und der Hilfe für Binnenvertriebene, namentlich im Rahmen
interinstitutioneller Vereinbarungen in diesem Bereich, be-
tont, dass solche Tätigkeiten mit den einschlägigen Resolutio-
nen der Generalversammlung im Einklang stehen und das
Mandat des Amtes und das Institut des Asyls nicht untergraben
sollen, und legt dem Hohen Kommissar nahe, seinen Dialog
mit den Staaten über die diesbezügliche Rolle des Amtes fort-
zusetzen;

27. bittet den Beauftragten des Generalsekretärs für die
Menschenrechte Binnenvertriebener, seinen laufenden Dialog
mit den Mitgliedstaaten und den zuständigen zwischenstaatli-
chen und nichtstaatlichen Organisationen im Einklang mit sei-
nem Mandat fortzusetzen und im Rahmen seiner Berichte an
den Menschenrechtsrat und die Generalversammlung darüber
zu informieren; 

28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung unter voller Be-
rücksichtigung der von den Asylländern unternommenen An-
strengungen unter dem Punkt „Bericht des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen, Fragen im Zusammen-
hang mit Flüchtlingen, Rückkehrern und Vertriebenen sowie
humanitäre Fragen“ einen umfassenden Bericht über die Hilfe
für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika vorzu-
legen.

RESOLUTION 61/140

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/437 und Corr.1, Ziff. 22)31.

61/140. Alphabetisierungsdekade der Vereinten Natio-
nen: Bildung für alle

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/116 vom 19. Dezem-
ber 2001, mit der sie den am 1. Januar 2003 beginnenden Zehn-
jahreszeitraum zur Alphabetisierungsdekade der Vereinten
Nationen erklärte, ihre Resolution 57/166 vom 18. Dezember
2002, in der sie den Internationalen Aktionsplan für die Al-
phabetisierungsdekade der Vereinten Nationen begrüßte, und
ihre Resolution 59/149 vom 20. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen32, in der die Mitgliedstaaten den Beschluss
trafen, bis zum Jahr 2015 sicherzustellen, dass Kinder in der
ganzen Welt, Jungen wie Mädchen, eine Grundschulbildung
vollständig abschließen können und dass Mädchen wie Jungen
gleichberechtigten Zugang zu allen Bildungsebenen haben,
was eine erneute Verpflichtung zur Förderung der Alphabeti-
sierung für alle erfordert,

in Bekräftigung der Bedeutung, die der Weltgipfel 2005
der ausschlaggebenden Rolle sowohl der schulischen als auch
der außerschulischen Bildung bei der Erreichung des Ziels der
Armutsbeseitigung und der anderen in der Millenniums-Erklä-
rung vorgesehenen Entwicklungsziele und insbesondere der
Grundbildung und -ausbildung für die Beseitigung des Anal-
phabetentums beimaß, sowie der Notwendigkeit, eine erwei-
terte Sekundar- und Hochschulbildung sowie Berufs- und
Fachausbildung, insbesondere für Mädchen und Frauen, die
Erschließung von Humanressourcen und Infrastrukturkapazi-
täten und die Stärkung der Selbsthilfekraft der in Armut leben-
den Menschen zu erstreben, 

30 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang.

31 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Afghanistan, Albanien, Algerien, An-
dorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Be-
nin, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina
Faso, Burundi, China, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Repu-
blik Kongo, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Gha-
na, Griechenland, Guatemala, Guyana, Honduras, Indonesien, Irak, Ir-
land, Island, Israel, Jamaika, Japan, Jemen, Kanada, Kasachstan, Katar,
Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Lettland, Libanon,
Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Litauen, Luxemburg, Mada-
gaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mexiko,
Moldau, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal,
Niederlande, Niger, Nigeria, Österreich, Panama, Peru, Philippinen, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Föderation, Sambia,
Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Slowenien,
Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Tsche-
chische Republik, Türkei, Uganda, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von
Amerika, Vietnam und Zypern.
32 Siehe Resolution 55/2.
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erneut erklärend, dass eine Grundbildung von entschei-
dender Bedeutung für die Nationalstaatsbildung ist, dass die
Alphabetisierung für alle im Mittelpunkt der Grundbildung für
alle steht und dass die Schaffung einer alphabetisierten Um-
welt und Gesellschaft unverzichtbar ist, wenn die Ziele der Be-
seitigung der Armut, der Verringerung der Kindersterblich-
keit, der Eindämmung des Bevölkerungswachstums, der
Gleichstellung der Geschlechter und der Gewährleistung einer
nachhaltigen Entwicklung, des Friedens und der Demokratie
erreicht werden sollen,

überzeugt, dass die Alphabetisierung von entscheidender
Bedeutung für den Erwerb der grundlegenden Lebenskompe-
tenzen ist, die jedes Kind, jeden Jugendlichen und jeden Er-
wachsenen zur Bewältigung der Herausforderungen befähi-
gen, denen sie im Leben begegnen können, und dass sie eine
wesentliche Stufe der Grundbildung darstellt, die ein unver-
zichtbares Mittel zur wirksamen Teilhabe am sozialen und
wirtschaftlichen Leben im 21. Jahrhundert ist,

in Bekräftigung dessen, dass die Verwirklichung des
Rechts auf Bildung, insbesondere für Mädchen, zur Förderung
der Geschlechtergleichheit und zur Armutsbeseitigung bei-
trägt,

die erheblichen Anstrengungen begrüßend, die zur Errei-
chung der Ziele der Dekade auf verschiedenen Ebenen unter-
nommen wurden,

mit tiefer Besorgnis feststellend, dass weltweit 771 Millio-
nen Menschen, die älter als 15 Jahre sind, nicht über grundle-
gende Lese- und Schreibfähigkeiten verfügen und dass etwa
100 Millionen Kinder im Grundschulalter immer noch keine
Grundschule besuchen, dass der Stellenwert, der dem Problem
des Analphabetentums in der nationalen Agenda beigemessen
wird, unter Umständen nicht ausreicht, um die politische und
wirtschaftliche Unterstützung zu mobilisieren, die erforder-
lich ist, um sich den durch das Analphabetentum entstehenden
globalen Herausforderungen zu stellen, und dass die Welt die-
sen Herausforderungen wohl nicht gewachsen sein wird, wenn
die derzeitigen Tendenzen anhalten,

tief besorgt darüber, dass im Bildungsniveau von Männern
und Frauen nach wie vor gravierende Unterschiede bestehen,
was darin zum Ausdruck kommt, dass nahezu zwei Drittel der
erwachsenen Analphabeten auf der Welt Frauen sind,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generaldirek-
tors der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur über die Umsetzung des Internatio-
nalen Aktionsplans für die Alphabetisierungsdekade der Ver-
einten Nationen33;

2. begrüßt die Anstrengungen, die die Mitgliedstaaten
und die internationale Gemeinschaft bisher zur Umsetzung des
Internationalen Aktionsplans unternommen haben;

3. appelliert an alle Regierungen, verlässliche Alphabe-
tisierungsdaten und -informationen zu sammeln und weiter
den politischen Willen zu verstärken, ausreichende innerstaat-

liche Ressourcen zu mobilisieren, integrativere Strukturen für
die politische Entscheidungsfindung zu entwickeln und inno-
vative Strategien zu konzipieren, um die ärmsten und am stärk-
sten marginalisierten Gruppen zu erreichen und nach alterna-
tiven schulischen und außerschulischen Formen des Lernens
zu suchen, um so die Ziele der Dekade zu verwirklichen;

4. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, bei der
Koordinierung der auf nationaler Ebene unternommenen Ak-
tivitäten der Dekade die Führungsrolle zu übernehmen und alle
maßgeblichen nationalen Handlungsträger zu einem anhalten-
den Dialog über die Politikformulierung, die Durchführung
und die Bewertung der Alphabetisierungsmaßnahmen sowie
zu gemeinsamem Handeln zusammenzuführen;

5. appelliert an alle Regierungen und berufsständischen
Organisationen, die staatlichen und professionellen Bildungs-
einrichtungen in ihren Ländern zu stärken, um ihre Kapazitä-
ten auszubauen und die Qualität des Bildungswesens zu ver-
bessern, wobei der Schwerpunkt auf der Alphabetisierung lie-
gen sollte;

6. appelliert an alle Regierungen und an die nationalen
und internationalen Wirtschafts- und Finanzorganisationen
und -institutionen, die Bemühungen um die Anhebung des Al-
phabetisierungsgrads und die Verwirklichung der Ziele einer
Bildung für alle sowie derjenigen der Dekade finanziell und
materiell stärker zu unterstützen, so nach Bedarf auch durch
die 20/20-Initiative34;

7. bittet die Mitgliedstaaten, die Sonderorganisationen
und anderen Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen sowie die zuständigen zwischenstaatlichen und nichtstaat-
lichen Organisationen, sich verstärkt um die wirksame Umset-
zung des Internationalen Aktionsplans zu bemühen und diese
Bemühungen im Wesentlichen in den Prozess der Bildung für
alle und andere Initiativen und Aktivitäten der Organisation
der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur sowie in den Rahmen der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-Erklä-
rung der Vereinten Nationen32 enthaltenen Ziele, zu integrie-
ren;

8. ersucht die Organisation der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und Kultur, ihre Führungsrolle als
Koordinator und Katalysator der Tätigkeiten im Zuge der De-
kade auf regionaler und internationaler Ebene zu verstärken,
in Zusammenarbeit mit allen Partnern im Rahmen der Dekade
die Halbzeitüberprüfung in den Jahren 2007 und 2008 vorzu-
bereiten und durchzuführen und ihre Ergebnisse der General-
versammlung vorzulegen;

9. bittet die Mitgliedstaaten und die zuständigen zwi-
schenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, aktiv an
der Vorbereitung und Organisation der Regionalkonferenzen
auf hoher Ebene mitzuwirken, die im Zeitraum 2007-2008 in

33 Siehe A/61/151.

34 Siehe Report of the World Summit for Social Development, Copenha-
gen, 6–12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlage II, Ziff. 88 c). In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum6.htm. 
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Katar, Aserbaidschan, Mali, Costa Rica und im asiatisch-pa-
zifischen Raum geplant sind und deren Ziel es ist, ein hohes
Maß an politischem Engagement zu bewirken, eine wirksame
Partnerschaft zwischen allen Interessenträgern aufzubauen
und die zur Erreichung der Ziele der Dekade und des Interna-
tionalen Aktionsplans erforderlichen Ressourcen zu mobili-
sieren;

10. ersucht alle zuständigen Stellen des Systems der Ver-
einten Nationen, insbesondere die Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, in Zusam-
menarbeit mit den nationalen Regierungen sofort konkrete
Schritte zu unternehmen, um den Bedürfnissen von Ländern
mit hoher Analphabetenquote und/oder großen Gruppen er-
wachsener Analphabeten, unter besonderer Berücksichtigung
der Frauen, Rechnung zu tragen, namentlich durch Program-
me, die kostengünstige und wirksame Alphabetisierungsmaß-
nahmen fördern;

11. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
dem Generaldirektor der Organisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur die Auffassungen der
Mitgliedstaaten zu den Fortschritten bei der Umsetzung ihrer
nationalen Programme und Aktionspläne für die Dekade ein-
zuholen und der Generalversammlung 2008 den nächsten
Fortschrittsbericht über die Umsetzung des Internationalen
Aktionsplans vorzulegen;

12. beschließt, den Unterpunkt „Alphabetisierungsdeka-
de der Vereinten Nationen: Bildung für alle“ unter dem Punkt
„Soziale Entwicklung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer
dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/141
Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/437 und Corr.1, Ziff. 22)35.

61/141. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für so-
ziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten
Sondertagung der Generalversammlung

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf den Weltgipfel für soziale Entwicklung,

der vom 6. bis 12. März 1995 in Kopenhagen abgehalten wur-
de, und auf die vierundzwanzigste Sondertagung der General-
versammlung „Weltgipfel für soziale Entwicklung und der
Weg danach: Soziale Entwicklung für alle in einer zunehmend
globalen Welt“, die vom 26. Juni bis 1. Juli 2000 in Genf statt-
fand,

bekräftigend, dass die Kopenhagener Erklärung über so-
ziale Entwicklung und das Aktionsprogramm36 und die von der
Generalversammlung auf ihrer vierundzwanzigsten Sonderta-
gung verabschiedeten Weiteren Initiativen für die soziale Ent-
wicklung37 sowie ein kontinuierlicher weltweiter Dialog über
Fragen der sozialen Entwicklung den grundlegenden Rahmen
für die Förderung der sozialen Entwicklung für alle auf natio-
naler und internationaler Ebene bilden,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen38 und die darin enthaltenen Entwicklungsziele so-
wie auf die auf den großen Gipfeltreffen, Konferenzen und
Sondertagungen der Vereinten Nationen eingegangenen Ver-
pflichtungen, einschließlich der auf dem Weltgipfel 2005 ein-
gegangenen Verpflichtungen39,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/209 vom
22. Dezember 2005 über die Durchführung der ersten Dekade
der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut (1997-
2006),

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003 über die integrierte und koordinierte Umsetzung
und Weiterverfolgung der Ergebnisse der großen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und
Sozialbereich, 

betonend, dass die Rolle der Kommission für soziale Ent-
wicklung bei der Weiterverfolgung und Überprüfung des
Weltgipfels für soziale Entwicklung und der Ergebnisse der
vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung
gestärkt werden muss,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs40;

2. begrüßt es, dass die Regierungen erneut ihren Willen
und ihre Entschlossenheit zur weiteren Umsetzung der Kopen-
hagener Erklärung über soziale Entwicklung und des
Aktionsprogramms36 bekräftigt haben, insbesondere zur Be-
seitigung der Armut, zur Förderung einer produktiven Vollbe-
schäftigung und zur Förderung der sozialen Integration mit
dem Ziel, stabile, sichere und gerechte Gesellschaften für alle
Menschen zu schaffen; 

3. erkennt an, dass die Erfüllung der in Kopenhagen ein-
gegangenen Verpflichtungen und die Erreichung der interna-
tional vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele, sich gegenseitig verstärken
und dass die in Kopenhagen eingegangenen Verpflichtungen
für einen kohärenten, auf den Menschen ausgerichteten Ent-
wicklungsansatz von entscheidender Bedeutung sind; 

35 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Armenien, Belarus, Belgien,
Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Ge-
orgien, Griechenland, Irland, Island, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan,
Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Moldau, Mona-
co, Montenegro, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal,
Republik Korea, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Südafrika (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Natio-
nen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas), Tschechische
Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland und Zypern. 

36 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen,
6–12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm. 
37 Resolution S-24/2, Anlage. 
38 Siehe Resolution 55/2. 
39 Siehe Resolution 60/1. 
40 A/61/99.




